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1. Einleitung

1.1 Einleitung ins Thema

Im Jahr 2011 beschloss der Deutsche Bundestag den endgültigen Ausstieg aus der Kernenergie zur Erzeugung 

von Elektrizität. Eine breite Mehrheit von 513 Abgeordneten stimmte für den sogenannten Atomausstieg.1 

Bis zum Jahr 2022 sollen alle Kernkraftwerke deutschlandweit abgeschaltet werden – ein großer Schritt, der 

nicht nur Teil der Energiewende ist, sondern vor allem eine Frage aufwirft: Wohin mit den hochradioaktiven 

Abfällen? Diese umfassen abgebrannte Brennelemente sowie Abfälle aus der Wiederaufbereitung solcher 

Brennelemente und weisen eine sehr hohe Radioaktivität auf, die noch über viele Million Jahre strahlen wird 

und Mensch sowie Umwelt gefährdet. Gegenwärtig befindet sich der hochstrahlende Abfall überwiegend in 

sogenannten CASTOR®-Behältern, die in 16 oberirdischen Zwischenlagern meist an Kraftwerksstandorten ein-

gelagert sind. Dies ist lediglich eine Zwischenlösung, die einer langfristigen Lösung bedarf, zumal die Anzahl bis 

zum Jahr 2022 auf insgesamt etwa 1.900 CASTOR®-Behälter steigen wird. 

Bis zum Jahr 2031 soll daher der Standort für ein Endlager mit bestmöglicher Sicherheit tief unter der Erdober-

fläche gefunden werden. International empfohlen wird die Einlagerung und der Einschluss der hochradio-

aktiven Abfälle in tiefengeologischen Schichten, hierfür kommen drei potenziellen Gesteinsschichten in Frage: 

Tonstein, Steinsalz, kristallines Gestein wie Granit. Solcherart geologische Barrieren sollen, neben technischen 

und geotechnischen Barrieren, auf Jahrtausende verhindern, dass die von den Abfällen ausgehende Strahlungs-

gefahr Mensch und Umwelt schadet. 

Gegenwärtig ist noch ungeklärt, wo der Standort für ein Endlager mit bestmöglicher Sicherheit in Deutschland 

liegen wird – es gilt die „weiße Deutschlandkarte“: Jeder Ort auf dem Gebiet der Bundesrepublik Deutschland 

kommt potenziell in Betracht. Das Auswahlverfahren eines adäquaten Standortes ist jedoch bereits gesetzlich 

geregelt: im sogenannten Standortauswahlgesetz (StandAG, 2017)2. Dieses legt fest, wie die Suche – ergebnis-

soffen, partizipativ, transparent und wissenschaftsbasiert – ablaufen soll und inwiefern die Bürgerinnen und 

Bürger einbezogen werden. 

Konkretisiert wird das StandAG durch Rechtsverordnungen. Der Entwurf einer solchen Verordnung war im 

Jahr 2019 Gegenstand des crossmedialen3 Beteiligungsverfahrens „Dialog Endlagersicherheit“, das von Juli bis 

November 2019 Online- und Vorort-Beteiligung umfasste. Im Zentrum des Beteiligungsverfahrens standen 

zwei Artikel der nach §§ 26 und 27 StandAG zu erlassenden Verordnung, die für die Standortauswahl essentiell 

und inhaltlich eng aufeinander bezogen sind. Demnach soll Artikel 1 Sicherheitsanforderungen definieren, die 

das zukünftige Endlager zu erfüllen hat und die bereits während der Standortsuche fortwährend in Form von 

vorläufigen Sicherheitsuntersuchungen überprüft werden. Wie diese vorläufigen Sicherheitsuntersuchungen 

ablaufen und was dabei zu berücksichtigen ist, regelt künftig Artikel 2 der Verordnung. 

1 https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2011/34915890_kw26_angenommen_abgelehnt-205788
2 https://www.base.bund.de/SharedDocs/Downloads/BfE/DE/rsh/1a-atomrecht/1A-25-StandAG.pdf?__
blob=publicationFile&v=3
3 Crossmediale Beteiligungsverfahren zeichnen sich durch eine Kombination von Online- und Präsenz- 
Elementen aus. 

https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2011/34915890_kw26_angenommen_abgelehnt-205788
https://www.base.bund.de/SharedDocs/Downloads/BfE/DE/rsh/1a-atomrecht/1A-25-StandAG.pdf?__
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Tabelle 1: Inhalte des veröffentlichten Referentenentwurf der beiden Artikel des Verordnungsentwurfs (Überblick).  
Insgesamt umfasste das Dokument 49 Seiten, von denen 14 Seiten auf Artikel 1 und sechs Seiten auf Artikel 2 entfielen, 
die übrigen Seiten umfassten Artikel 3 (Inkrafttreten) sowie die Begründung.

Artikel 1 zu den Sicherheitsanforderungen:  
Endlagersicherheitsanforderungsverordnung 
EndlSiAnfV

Artikel 2 zu den vorläufigen Sicherheitsuntersuchun-
gen: Endlagersicherheitsuntersuchungsverordnung  
EndlSiUntV

Inhalt: Beschreibung des Sicherheitsniveaus, 
welches von einem Endlager am Ende des Stand-
ortauswahlverfahrens erwartet wird

Inhalt: Beschreibung, wie die Möglichkeit zur 
Einhaltung des geforderten Sicherheitsniveaus 
gemäß Artikel 1 bereits während des Standortaus-
wahlverfahrens im Rahmen vorläufiger Sicher-
heitsuntersuchungen bewertet werden soll

Umfang: 21 Paragraphen Umfang: 12 Paragraphen

Grundsätzlich gilt: Der Aspekt „Sicherheit“ hat bei der Standortauswahl oberste Priorität. Und das – u.a. kli-

matische Veränderungen wie Eiszeiten mitbedenkend – für eine Million Jahre im Voraus, einem Zeitraum fast 

außerhalb unserer Vorstellungkraft. 

Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit (BMU) als Verfahrensführerin des 

entsprechenden Verordnungsgebungsverfahrens strebte aufgrund der großen gesellschaftlichen Relevanz des 

Themas eine breite Einbeziehung der Öffentlichkeit an – und dies bereits zum Zeitpunkt der Entwurfsfassung 

des Verordnungstextes. Damit ging das Bundesumweltministerium bewusst über das klassische und gesetzlich 

vorgeschriebene Vorgehen einer Experten- und Verbändebeteiligung hinaus. Wurden bislang im Zusammen-

hang mit dem Erlass von Verordnungen nur Anhörungsverfahren mit Verbandsvertreter*innen und anderen 

Expert*innen durchgeführt, so galt nun, auch allen Bürger*innen deutschlandweit die Möglichkeit zu geben, 

ihre Sichtweisen, Ideen und Vorbehalte einzubringen – ohne dabei die etablierten Mitwirkungsmöglichkeiten 

der Verbände zu schmälern. Entsprechend war ein Ziel des Forschungsvorhabens die Entwicklung und Imple-

mentierung eines Verfahrens zur Öffentlichkeitsbeteiligung, das es interessiertern Bürger*innen ermöglicht, 

gemeinsam mit Stakeholdern (Expert*innen aus Behörden, Verbänden, Wissenschaft und Wirtschaft) den vor-

gelegten Entwurf zu diskutieren und weiterzuentwickeln. Eine weitere Besonderheit dabei war, dass die Öffent-

lichkeitsbeteiligung auf gleicher Stufe mit der Experten- und Verbändebeteiligung stand. 

Hierfür konzipierte und führte Zebralog mit Unterstützung durch das Öko-Institut e.V. als Fachpartner ein 

crossmediales Beteiligungsverfahren durch. Dieses bestand, wie nachfolgend ausführlich dargestellt wird, aus 

mehreren Elementen und Möglichkeiten der Beteiligung: 

•	 einer Online-Kommentierung des Verordnungstextes, der in einer Entwurfsfassung auf der  

Website www.dialog-endlagersicherheit.de veröffentlicht wurde,

•	 einem Online-Dialog,

•	 der Möglichkeit zur Einreichung von schriftlichen Stellungnahmen, 

•	 dem Symposium „Endlagersicherheit – Der Weg zum sicheren Einschluss“ in Berlin  

(14. bis 15. September 2019).

http://www.dialog-endlagersicherheit.de
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Diese vielfältigen Mitwirkungsmöglichkeiten mit fachlicher Tiefe waren – neben großer Transparenz, allge-

meinverständlich aufbereiteten Informationen sowie einem möglichst breiten Teilnehmendenkreis inklusive 

Jugendlicher – die zugrunde gelegten Ansprüche an diese Öffentlichkeitsbeteiligung. Grundsätzlich stand dabei 

jedem Interessierten jedes Beteiligungsformat offen, wenngleich die Online-Kommentierung sich tendenziell 

an eine Zielgruppe mit Fachkenntnissen richtete, während der Online-Dialog und das Symposium jedem Inter-

essierten niedrigschwellig eine Mitsprache bei dem Thema ermöglichen sollten. 

Die Ergebnisse der Öffentlichkeitsbeteiligung wurden vom Öko-Institut zusammengestellt und vom Bundes-

umweltministerium ausgewertet und ihre Berücksichtigung beziehungsweise ihre Nichtberücksichtigung in 

dem anschließend modifizierten Verordnungsentwurf begründet und transparent dokumentiert (Tabelle, siehe 

Anhang).

1.2	 Öffentlichkeitsbeteiligung: ein Gegenstand, drei Zielsetzungen

Die Suche nach einem Standort für ein Endlager mit größtmöglicher Sicherheit ist aus fachlicher Sicht ein äu-

ßerst anspruchsvolles Vorhaben. Aber nicht nur das: Angesichts der Risiken, die mit hochradioaktiven Abfällen 

verbunden sind, ist der Standortauswahlprozess auch gesellschaftlich hochkonfliktiv und ein generationen-

prägendes Thema. Es bedarf daher sowohl fachlich als auch kommunikativ einer sorgfältigen Vorbereitung auf 

Basis einer partizipationsorientierten Planungs- und Entscheidungskultur.

Aufgrund dieser Notwendigkeit forciert das Bundesumweltministerium bereits seit geraumer Zeit unterschied-

liche Ansätze der Öffentlichkeitsarbeit. Indem das BMU diese mit dem „Dialog Endlagersicherheit“ nun erstma-

lig auch im Rahmen eines Verordnungsgebungsverfahrens anwandte, verfolgte es drei Ziele: 

•	 Optimierung des Verordnungsentwurfs: Das Bundesumweltministerium strebte an, den von ihm 

erstellten Verordnungsentwurf durch eine Öffentlichkeitsbeteiligung inhaltlich zu optimieren. 

•	 Herstellung von Ergebnisakzeptanz: Das Bundesumweltministerium hat die Verordnung als 

Textentwurf entsprechend der Geschäftsordnung der Bundesregierung zum frühestmöglichen 

Zeitpunkt der Öffentlichkeit zur Verfügung gestellt. Intendiert wurde festzustellen, ob die aus 

seiner Sicht fachlich fundierte Ausarbeitung zu Sicherheitsanforderungen und Sicherheitsuntersu-

chungen auf breite öffentliche Akzeptanz stoßen. Hierbei sollten auch mögliche Widerstände klar 

ersichtlich werden.

•	 Evaluation zur Optimierung der Methodik: Durch eine fundierte Evaluation der angewandten 

Beteiligungsformate und ihrer praktischen Ausgestaltung soll eine zunehmende Optimierung 

zukünftiger informeller Beteiligungsprozesse bei Verordnungsgebungsverfahren, bei denen der 

klassische Personen- und Teilnehmerkreis einer Verbändebeteiligung um Bürger*innen erweitert 

wird, ermöglicht werden.
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1.3	 Ziel des Schlussberichts

Ziel dieses Schlussberichtes ist eine umfassende und dabei übersichtliche Dokumentation der neuartigen par-

allelen Beteiligung von Öffentlichkeit und Verbänden im Rahmen eines crossmedialen Beteiligungsverfahrens. 

Insbesondere soll der Schlussbericht:

•	 Überblick bieten: Wie wurde der Beteiligungsprozess gestaltet? Welche Möglichkeiten der Be-

teiligung wurden angeboten? Wer hat sich beteiligt? Wie wurde mit den eingehenden Beiträgen 

verfahren?

•	 Retrospektive Nachvollziehbarkeit sichern: Das Standortauswahlverfahren wird ein über Jahre 

sich erstreckender und voraussichtlich gesellschaftlich hochkontrovers diskutierter Prozess. Der 

hier behandelte Verordnungsentwurf ist in diesem Kontext ein basaler Baustein, da er die maßgeb-

lichen Sicherheitsanforderungen an einen potenziellen Standort und ihre Anwendung während 

des Suchprozesses festschreibt, die letztlich die wesentliche Grundlage für die Auswahl eines geeig-

neten Endlagerstandorts bilden. Die Entstehung dieser grundlegenden Verordnung und der dazu-

gehörigen Beteiligung retrospektiv nachvollziehbar zu machen, ist im Sinne der Verfahrens- und 

Ergebnislegitimation essentiell. Dies gilt auch in Hinblick auf Personenkreise, die ihre Betroffen-

heit erst zu einem späteren Zeitpunkt des Standortauswahlverfahrens feststellen.

•	 Hauptaussagen der Beteiligung darstellen: Eine übersichtliche Aufbereitung der zahlreichen Er-

gänzungen, Anmerkungen, Streichungen und Änderungswünsche je Artikel soll Interessierten 

einen schnellen und vereinfachten Zugang zu der umfassenden tabellarischen Gesamtzusammen-

stellung aller Rückmeldung ermöglichen.

•	 Ergebnisse der Evaluation darstellen: Die Evaluation des Beteiligungsformats hat zum Ziel, das 

Beteiligungskonzept dieses Vorhabens zu überprüfen und die konkrete Ausgestaltung des Be-

teiligungsformats während des Symposiums zu evaluieren. Daraus wurden Rückschlüsse für die 

Durchführung zukünftiger Beteiligungsformate abgeleitet und Empfehlungen erstellt. Die Ergeb-

nisse der Evaluation fließen in einen Leitfaden zur Gestaltung und Durchführung von Verord-

nungsgebungsverfahren ein.

1.4	 Projektausblick (Stand: Juli 2020)

Mit dem Ende des Online-Dialoges sowie der Einreichungsfrist von Stellungnahmen am 20. November 2019 

endete die Öffentlichkeitsbeteiligung des „Dialogs Endlagersicherheit“. Die eingereichten Stellungnahmen und 

Kommentare aus der Öffentlichkeitsbeteiligung, ebenso wie die aus der Verbändebeteiligung und der Ressortab-

stimmung wurden vom zuständigen Referat des Bundesumweltministeriums in den Verordnungsentwurf ein-

gearbeitet. Anschließend wurde der modifizierte Entwurf im Frühjahr 2020 dem Deutschen Bundestag vorgelegt. 

Der Bundestag hat vier Sitzungswochen Zeit, sich mit der Verordnung zu befassen. 

Die Dokumentation und Auswertung der Öffentlichkeitsbeteiligung wird auf der Website des BMU veröffent-

licht.
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2.	 Basis der Öffentlichkeitsbeteiligung: die Informations-  
und Wissensvermittlung

Die neuartige Verzahnung von Verbände- mit Öffentlichkeitsbeteiligung zu einer Rechtsverordnung stellt 

besondere Herausforderungen an die Informations- und Wissensvermittlung. Dies galt insbesondere auch 

hinsichtlich der thematisch komplexen Materie zu den Sicherheitsanforderungen und vorläufigen Sicherheits-

untersuchungen in der Endlagerung, die viele naturwissenschaftlich-technische und juristische Fachbegriffe 

und Beschreibungen umfasst. Ziel des Beteiligungsverfahrens „Dialog Endlagersicherheit“ war es, Personen, die 

keine Expert*innen sind, einen Zugang zu dem Thema zu ermöglichen. Sie sollten die Gelegenheit bekommen, 

sich umfassend zu informieren, um sich befähigt zu fühlen, ihre Meinung einzubringen und an einem Dialog 

auf Augenhöhe mit Stakeholdern erfolgreich mitzuwirken. Unabdingbar dafür war eine inhaltlich und sprach-

lich allgemeinverständliche Aufbereitung von Artikel 1 und Artikel 2 des Verordnungsentwurfs. Neben diesen 

fachlichen Inhalten wurden auch Hintergrundinformationen zusammengestellt und aufbereitet. Diese sollten 

es Interessierten erleichtern, die Funktion der Verordnung im Kontext der Suche nach einem geeigneten End-

lager und des anstehenden Auswahlprozesses einzuordnen.

Zur allgemeinverständlichen und abwechslungsreichen Aufbereitung wurden verschiedene Medienformate 

(u.a. Website, Broschüre, Erklärvideos) genutzt. Diese Produkte wurden zu Beginn beziehungsweise im Laufe 

der Öffentlichkeitsbeteiligung sukzessive zur Verfügung gestellt. Dies geschah online und in Printform mit dem 

Ziel, größtmögliche Transparenz des Verfahrens herzustellen.

2.1	 Die Website www.dialog-endlagersicherheit.de

In einem ersten Schritt wurde die Website www.dialog-endlagersicherheit.de gestartet.4 Diese Website bildete 

den Ankerpunkt der Öffentlichkeitsbeteiligung.

Auf der Startseite konnten sich Interessierte über den Prozess der Standortsuche für ein Endlager, die Inhalte 

der beiden Artikel des Verordnungsentwurfs und das Beteiligungsverfahren informieren. Über dessen Verlauf 

inklusive einzelner Zwischenschritte vom 17. Juli 2019 bis zum Ende am 20. November 20195 gab ein Zeitstrahl 

gut erkennbar im oberen Teil der Startseite Auskunft. 

4 Link: https://www.dialog-endlagersicherheit.de/
5 Ursprünglich endete die Öffentlichkeitsbeteiligung mit der Frist für Online-Dialog, Online-Kommentierung 
und Einreichung von Stellungnahmen am 20.09.2019. Das BMU entschied für die beiden letztgenannten Betei-
ligungselemente zugunsten einer Fristverlängerung um zwei Monate. Entsprechend erfolgte eine Modifikation 
des Zeitstrahls.

http://www.dialog-endlagersicherheit.de
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Abbildung 1: Screenshot der Startseite

Ausgehend von der Startseite, auf der in einem Slider stets über Aktuelles informiert wurde (z.B. Ankündigung 

des Symposiums), konnten die Unterseiten „Mitmachen“, „Informationen“, „Mediathek“ sowie im späteren Ver-

lauf „Symposium“ angesteuert werden. 

Eine wesentliche Funktion für eine fundierte Informations- und Wissensvermittlung kam hierbei der Unter-

seite „Informationen“ zu. Drei eingestellte Erklärvideos dienten zur kurzweiligen Vorstellung von Standort-

auswahlprozess und den beiden entsprechenden Artikeln des im Zentrum der Beteiligung stehenden Ver-

ordnungsentwurfs (s. hierzu ausführlicher Kap. 2.3). Abgerundet wurde dies durch ein Glossar, das nahezu 30 

zentrale Begrifflichkeiten wie Bergung, Rückholbarkeit und Wirtsgestein kurz und möglichst einfach erfassbar 

erläuterte. Zudem beantwortete die Unterseite in einem übersichtlich aufbereiteten FAQ häufige Fragen zum 

Beteiligungsverfahren selbst (u.a. Wer kann mitmachen? Muss ich mich registrieren? Wie kann ich Stellungnah-

men einreichen?). 

Als weitere Unterseite ergänzte die „Mediathek“ diese Informationsaufbereitung um Gesetze, Verordnungen 

und zusätzlichen Hintergrundmaterialien und machte sie somit für Interessierte mit einem Klick verfügbar. Die 

Mediathek wurde während des Beteiligungszeitraumes fortwährend weiter befüllt und umfasste letztlich insge-

samt elf Dokumente, wie beispielsweise den Verordnungsentwurf, das Strahlenschutzgesetz und die Strahlen-

schutzverordnung sowie die im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung erstellten Publikationen. Sie verbleiben 

über den Abschluss der Beteiligung dort verfügbar. 

Transparenz und Information möchte die Website auch hinsichtlich des am 14. und 15. September 2019 in 

Berlin stattgefundenen Symposiums gewährleisten. Interessierten, die nicht vor Ort teilnehmen konnten oder 

wollten, wurde es auf der Unterseite „Symposium“ ermöglicht, die Veranstaltung im Nachgang nachzuvollzie-

hen. Hierzu wurde eine Videodokumentation zeitnah nach der Veranstaltung auf der Website eingebunden.
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Abbildung 2: Screenshot der Mediathek

Diese ist benutzerfreundlich gestaltet, indem die zentralen Programmpunkte je Symposiumstag in einzelne 

Videos aufgeschlüsselt zur Verfügung stehen, so dass Nutzer*innen zielgenau den für sie interessanten Pro-

grammpunkt anschauen können: 

• Video 1: Einführung und Vorstellung von Artikel 1 (bzw. Artikel 2) 

• Video 2: Stellungnahmen 

• Video 3 bis 6: Thematische Arbeitsgruppen 

• Video 7: Podiumsdiskussion (bzw. Podiumsdiskussion und Ausblick) 

Insgesamt umfasst die Aufnahmelänge über elf Stunden. Zudem gibt eine Bildergalerie Impressionen von dem Ta-

gungswochenende. 

Neben der Informations- und Wissensvermittlung ist die Website auch deswegen Ankerpunkt für die Öffentlich-

keitsbeteiligung, da Nutzer*innen während des laufenden Beteiligungsverfahrens über die Startseite und die Unter-

seite „Mitmachen“ zu Online-Kommentierung und Online-Dialog gelangten. Zudem wurden die eingereichten Stel-

lungnahmen zum Verordnungsentwurf transparent auf dieser Website veröffentlicht (s. hierzu ausführlicher Kap. 3). 

2.2	 Publikationen

Über die Website als Wissens- und Informationsplattform hinaus, wurden zwei Publikationen zur weitergehenden 

und inhaltlich ausführlicheren Information erstellt, die sich vor allem an interessierte Personen ohne Vorkennt-

nisse beziehungsweise Fachexpertise richteten: eine Broschüre sowie ein Flyer. Angelehnt an die klassischen 

Signalfarben für Atomenergie – Gelb und Schwarz – wurden beide Publikationen bewusst in einem einheitlichen 

Corporate Design mit farblichem Wiedererkennungswert gehalten.
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Broschüre

Tabelle 2: Überblick über Broschüre 

Umfang 24 Seiten

Auflage/Print 200 Stück

Zielgruppe Interessierte Laien bzw. Bürger*innen

Verfügbarkeit Digital (www.dialog-endlagersicherheit.de)
Print (Verteilung im Rahmen des Symposiums)

Der Anspruch bezüglich der Broschüre war, ein zeitloses Dokument zu schaffen, das den Verordnungsentwurf 

inhaltlich umfassend und dabei allgemeinverständlich sowie angenehm lesbar vorstellt. Insbesondere durch 

grafische Darstellungen sollten die Anwendung und die Implikationen der Sicherheitsanforderungen und Si-

cherheitsuntersuchungen in Bezug auf die Endlagersuche veranschaulicht werden. In der Broschüre findet sich 

daher eine ausführliche Erläuterung der Verordnung im Generellen sowie der Inhalte von Artikel 1 und 2. Zu-

dem werden die zentralen Akteur*innen im Standortauswahlverfahren vorgestellt. Ebenso wie auf der Website 

findet sich auch hier ein Glossar der zentralen Begriffe, um die Verständlichkeit der Publikation sicherzustellen.

Abbildung 3: Titel der Broschüre

EnDlagEr-
sichErhEit
 
Der Weg zum sicheren Einschluss 

Referat S III 2 
Grundsatzangelegenheiten der nuklearen Entsorgung, 
Standortauswahl, Endlagerung 
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz 
und nukleare Sicherheit 



14

Abbildung 4: Diese Seite veranschaulicht die zeitliche Dimension der Endlagerung in einer maßstabsgetreuen Umrechnung von  
einer Million Jahre in Millimetern. 

Abbildung 5: Das Zentrum der Broschüre bildet ein vierseitiger Aufklapper. Dieser skizziert anhand des Ablaufs des Standortauswahl-
verfahrens, wann die Endlagersicherheitsuntersuchungsverordnung (Artikel 2) und wann die Endlagersicherheitsanforderungsverord-
nung (Artikel 1) greifen. 
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Flyer

Tabelle 3: Überblick über Flyer

Umfang 8 Seiten

Auflage/Print 200 Stück

Zielgruppe Interessierte Laien bzw. Bürger*innen

Verfügbarkeit Digital (www.dialog-endlagersicherheit.de)
Print (Verteilung im Rahmen des Symposiums)

Im Gegensatz zur Broschüre, deren Inhalte vom Beteiligungsprozess 2019 losgelöst begreifbar sein sollten, flan-

kierte der Flyer vorrangig die mehrmonatige Phase der Öffentlichkeitsbeteiligung informativ. Er erläuterte kurz 

den Gegenstand der Öffentlichkeitsbeteiligung, sein Schwerpunkt lag jedoch darauf, wie man sich als Interes-

sierter einbringen kann. Zudem war hier das Kurzprogramm des Symposiums abgedruckt. 

Abbildung 6: Außenseite des Flyers zum Bürgerdialog

SEPT. 

14. 
SEPT. 

15. ENDLAGER­

SICHERHEIT
 
Der Weg zum sicheren Einschluss 

Bürger­

dialog 


Referat S III 2 
Grundsatzangelegenheiten der nuklearen Entsorgung, 
Standortauswahl, Endlagerung 
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz 
und nukleare Sicherheit 

Dialog Endlagersicherheit 
(Symposium) 

14. September 2019  | 1 . Tag 

ab 12:30 Uhr Einlass und Anmeldung 

13:00 Uhr Beginn und Einführung 

14:00 Uhr Präsentation der Stellungnahmen 

15:30 Uhr Thematische Arbeitsgruppen 

17:30 Uhr Podiumsdiskussion 

18:30 Uhr Ende und Gelegenheit 
zum informellen Austausch 

15. September 2019  | 2 . Tag 

ab 08:30 Uhr Einlass und Anmeldung 

09:00 Uhr Beginn und Einführung 

09:40 Uhr Präsentation der Stellungnahmen 

11:00 Uhr Thematische A rbeitsgruppen 

13:00 Uhr Podiumsdiskussion 

14:00 Uhr Ende 

Impressum: 

Bundesministerium 
f ür Umwelt, Nat urschutz 
und nuk leare Sicherheit 

Referat S III 2 
Gr undsatzangelegenheiten 
der nuklea ren Entsorg ung, 
Sta ndortauswa hl, Endlager ung 

Rober t-Schuman-Platz 3 
53175 Bon n 

Telefon 0228 99 305-0 
E-Mail poststelle@bmu.bund.de 

Stand: 
Aug ust 2019 

Konzept: 
Zebra log GmbH, Berlin 

Gestalt ung: 
Gipfelgold Werbeagent ur GmbH, Bonn 

Wissenschaf tliche Berat ung: 
Öko-Institut e.V. 

Das Copy r ight f ü r Texte u nd Bilder lieg t beim 
Bundesm in ister ium f ür Umwelt, Nat urschut z 
und nuk lea re Sicherheit. 

w w w.bmu.de 
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Abbildung 7: Innenseite des Flyers zum Bürgerdialog

✔
 

Worum geht es? 

Verordnung über Sicherheitsanforderungen 
und Sicherheitsuntersuchungen 

Bis zum Jahr 2022 sollen alle deutschen Atomkraftwerke 
abgeschaltet werden. Unklar ist jedoch gegenwärtig, wo 
die große Menge an hochradioaktiven Abfällen aus den 
Atomkraftwerken zukünftig entsorgt werden soll. Der­
zeit befi ndet sich der strahlende Abfall überwiegend in 
sogenannten CASTOR®-Behältern in oberirdischen Zwi­
schenlagern. Dies ist jedoch auf Dauer keine Lösung. Ziel 
ist daher, bis zum Jahr 2031 einen Standort zu finden, an 
dem die hochradioaktiven Abfälle möglichst sicher tief 
unter der Erde und damit in ausreichender Entfernung 
zu Mensch und Umwelt gelagert werden können. 

Das Standor tauswahlgesetz (Stand AG) von 2017 bildet 
die gesetzliche Grundlage für diese Suche nach dem 
bestmöglichen Standort für ein Endlager für hochradio­

aktiven Abfall in Deutschland, das sogenannte Stand­
ortauswahlverfahren. Zudem soll im kommenden Jahr 
eine Verordnung über die Sicherheitsanforderungen 
und Sicherheitsuntersuchungen erlassen werden, die das 
Stand AG weiter konkretisier t. 

Diese Verordnung wird Sicherheitsanforderungen 
defi nieren, die das zukünftige Endlager erfüllen muss 
(Artikel 1) und die bereits während der Standortauswahl 
in Form von vorläufigen Sicherheitsuntersuchungen 
berücksichtigt werden. Wie diese vorläufigen Sicherheits­
untersuchungen ablaufen und was dabei zu berücksichti­
gen ist, wird Artikel 2 der Verordnung regeln. 

Wie kann ich 
mich einbringen? 

Die Bürgerinnen und Bürger werden 
in einem dialogorientierten Prozess 
einbezogen. A ktuell können alle 
Interessierten deutschlandweit An­
merkungen und ihre Expertise zum 
Verordnungsentw urf des Bundesum
weltministeriums über die Sicher
heitsanforderungen und Sicherheits
untersuchungen einbringen. Diese 
Verordnung ist bislang im Entwurfs
stadium und soll im kommenden 
Jahr in Kraft treten. Hierin werden 
wichtige Ra hmenbeding ungen f ür 
die Standortauswahl und das zu
künftige Endlager festgelegt – Ihre 
Meinung ist daher gefragt! 

­
­

­

­

­

Machen Sie mit bei der Online-Beteiligung: Unter 
www.dialog-endlagersicherheit.de 
können Sie sich über den Verordnungsentwurf 
informieren und diesen kommentieren. 

Bringen Sie sich direkt und vor Ort beim Symposium 
am 14. und 15. September 2019 in Berlin ein und dis­
kutieren Sie mit Vertreter*innen des Bundesumwelt­
ministeriums sowie weiteren Expert*innen über den 
Verordnungsentw urf. Die Teilnahme ist kostenfrei. 

Was passiert nach 

der Beteiligung? 


Bis zum 20. September 2019 haben 
Sie die Möglichkeit, Ihre Anmer-
kungen und Stellungnahmen zu 
dem Verordnungsentwurf ein-
zubringen. Anschließend werden 
Ihre Einreichungen ausgewertet 
und der Entwurf wird entspre-
chend finalisiert. Das Bundesum-
weltministerium wird den Verord-
nungsentwurf voraussichtlich am 
06. November 2019 dem Bundes-
kabinett zur Kenntnisnahme 
vorlegen, anschließend wird der 
Entwurf an den Bundestag über-
mittelt. Der Bundestag kann bei 
Bedarf noch Änderungen an der 
Verordnung vornehmen. Abschlie-
ßend unterschreibt die Bundes-
umweltministerin die Verordnung, 
die am Tag nach ihrer Veröffent-
lichung in Kraft tritt.

JULI 

17. 
AUG. 

28. 
SEPT. 

05. 
SEPT. 

14. 
SEPT. 

20. DEZ. 
NOV. 

06. 
SEPT. 

15. 

Start der Kommentierung; Start des Stichtag für Symposium Ende der voraussichtlich Bundestag kann 
Beginn der Länder-, Verbände- Online-Dialoges Einreichung von Öffentlichkeits­ Kabinettsbefassung über die Verordnung 
und Öffentlichkeitsbeteiligung Stellungnahmen beteiligung beraten 

für das Symposium 
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2.3	 Erklärvideos

Ergänzend zu den Printprodukten wurde eine weitere mediale Form zur Vermittlung der Inhalte der Verord-

nung und ihrer Einbettung in das Metathema „Standortauswahl für ein Endlager“ in Form von Erklärvideos 

gewählt. In drei kurzen Clips von je zwei bis drei Minuten Länge wurde die komplexe Thematik im sogenann-

ten Handmade-Stil von youknow, einem führenden Anbieter von Erklärvideos im deutschsprachigen Raum, 

aufbereitet. Bei diesem Stil, der insbesondere komplexe Themen zugänglich machen soll, unterstützen visuell 

reduzierte Zeichnungen, die auf einen weißen Hintergrund gelegt werden und dann jeweils durch den sicht-

baren Einsatz von Händen („handmade“) bewegt werden, das Verständnis. Ein Sprecher aus dem Off begleitet 

dabei die visuellen Vorgänge mit einem Erklärtext. Dabei hat jedes der drei Videos einen anderen inhaltlichen 

Schwerpunkt, wenngleich sie aufeinander aufbauen.

Video 1: Worum geht es hier? Eine kurze Einführung

Abbildung 8: Sequenz aus Video 1 (Screenshot)

Das erste Video geht in 2:24 Minuten der Frage nach, warum Deutschland ein Endlager braucht. Dabei nimmt 

es Bezug auf den 2011 beschlossenen Ausstieg aus der Atomenergie. Auf dieser Informationsgrundlage erklärt 

das Video, wie die Suche nach dem Standort für das Endlager verläuft und wie man sicherstellen will, dass das 

Endlager sicher ist – nämlich mittels der in Artikel 1 (Sicherheitsanforderungen) und Artikel 2 (Sicherheits-

untersuchungen) festgeschriebenen Anforderungen. Wer sich genauer über die beiden Artikel der Verordnung 

informieren möchte, wird auf Video 2 und 3 verwiesen, in denen man erfährt, was die Artikel besagen und wie 

sie die Suche nach einem Endlager unterstützen. 
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Video 2: Artikel 1: Die Sicherheitsanforderungen an die Endlagerung hochradioaktiver Stoffe

Abbildung 9: Sequenz aus Video 2 (Screenshot)

Im Mittelpunkt des zweiten Videos steht die Frage, warum es die in Artikel 1 definierten Sicherheitsanforderun-

gen geben muss. Anschaulich wird erläutert, dass ein Endlager eine Reihe von Anforderungen erfüllen muss, 

um den Nachweis zu führen, dass es tatsächlich sicher ist. So müsse zum Beispiel ausgeschlossen werden, dass 

Flüssigkeiten oder Gase in das zukünftige Endlager eindringen und Schadstoffe bis an die Oberfläche trans-

portieren können. In dem 2:11 Minuten langen Video wird auf ein System aus geologischen, technischen und 

geotechnischen Barrieren, die den sicheren Einschluss garantieren sollen, hingewiesen. All diese Sicherheitsan-

forderungen zusammen bilden – so die Überleitung zum dritten und letzten Video – die Grundlage für die vor-

läufigen Sicherheitsuntersuchungen.
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Video 3: Artikel 2: Die Anforderungen an die Sicherheitsuntersuchungen

Abbildung 10: Sequenz aus Video 3 (Screenshot)

Wie die im zweiten Video angekündigten vorläufigen Sicherheitsuntersuchungen während der Standortaus-

wahl genau ablaufen, wird in diesem Video in 3:12 Minuten erläutert. Hierfür wird zunächst der im StandAG 

geregelte Auswahlprozess mit seinen drei Phasen noch einmal grob skizziert. Auf dieser Wissensgrundlage wird 

die Anwendung der repräsentativen, weiterentwickelten und letztlich umfassenden vorläufigen Sicherheits-

untersuchungen dargestellt. Werden die Sicherheitsanforderungen an einem Standort nicht erfüllt, ist kein 

sicherer Einschluss möglich und der Standort wird ausgeschlossen. Damit legt das dritte Video dar, wie das 

mehrstufige Verfahren letztlich dafür sorgt, dass am Ende der Standort ausgewählt wird, der die bestmögliche 

Sicherheit auf eine Million Jahre bietet. 

Als Teil der intendierten Informations- und Wissensvermittlung bildeten diese drei Videos – neben der Website 

und den Publikationen – die Basis für eine gelingende Öffentlichkeitsbeteiligung. Hierfür wurden sie mit ihrer 

Erstellung Ende August 2019 auf der Startseite der Webseite www.dialog-endlagersicherheit.de sowie auf der 

Unterseite „Informationen“ prominent eingebunden.6 Zudem wurden alle drei Videos im Rahmen des Sympo-

siums im Plenum präsentiert. 

6 https://www.dialog-endlagersicherheit.de/informationen

http://www.dialog-endlagersicherheit.de
https://www.dialog-endlagersicherheit.de/informationen


Kapitel 3
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3.	 Elemente der Öffentlichkeitsbeteiligung

Mit Unterstützung innovativer Formatideen wurden Methoden von klassischen Anhörungsterminen und 

von Bürgerveranstaltungen in einem neuen Öffentlichkeitsbeteiligungskonzept integriert. Gewählt wurde ein 

crossmedialer Ansatz. So gab es vier Möglichkeiten der aktiven Beteiligung:

•	 Online-Kommentierung des Verordnungsentwurfes (Annotation)

•	 Online-Dialog

•	 Einreichung von Stellungnahmen

•	 Vor-Ort-Veranstaltung (Symposium)

Diese Vielfältigkeit ermöglichte, dass auch Personen, die nicht an dem Symposium in Berlin teilgenommen 

haben, ihre Meinung über die Online-Kommentierung, den Online-Dialog und Stellungnahmen einbringen 

konnten. Intendiert war, einen möglichst breiten Personenkreis für die Öffentlichkeitsbeteiligung zu gewinnen. 

Das heißt, die Beteiligung sollte über den klassischen Kreis von Vertreter*innen aus Behörden, Verbänden und 

der Wirtschaft hinaus auch interessierte Bürger*innen (z.B. aus Bürgerinitiativen, engagierte Einzelpersonen) 

ansprechen. Gezielt wurden zudem an Umweltthemen interessierte Jugendliche eingeladen. 

Tabelle 4: Avisierte Zielgruppen der Öffentlichkeitsbeteiligung

Expert*innen Interessierte 
Bürger*innen

Engagierte  
Jugendliche

Breite  
Öffentlichkeit

Erläuterung 
Zielgruppe

aus Verbänden, 
Wissenschaft 
und Wirtschaft

aus BIs und 
anderen Bür-
gergruppen

aus der Um-
weltbewegung 
und politischen 
Jugendorgani-
sationen

bislang nicht 
engagierte  
Bürger*innen, 
ggf. zukünftig 
betroffen

Der Ablauf des Beteiligungsverfahrens erstreckte sich von der Veröffentlichung der beiden Artikel des Ver-

ordnungsentwurfs am 17. Juli 2019 und der damit zeitgleich freigeschalteten Online-Kommentierung bis zur 

Beendigung von Online-Kommentierung und Stellungnahme-Einreichung am 20. November 2019. Zwar fand 

als Vorbereitung auf das Symposium eine Zwischenauswertung von Stellungnahmen und Online-Kommentie-

rung, die bis zum 05. September 2019 eingegangen waren, statt, jedoch wurden die Beteiligungsmöglichkeiten 

über das Symposium hinaus fortgeführt. Somit konnten sich Teilnehmende sowie weitere Interessierte, die ihre 

Meinungen nicht ausreichend präsentieren konnten beziehungsweise aus (Zeit-)Gründen die Vorort-Veranstal-

tung abwarten wollten, auch im Anschluss an das Symposium einbringen. 
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Abbildung 11: Die Öffentlichkeitsbeteiligung im Überblick

3.1	 Online-Beteiligung

Ursprünglich war der Start der Online-Beteiligung drei Wochen vor dem Symposium als zentraler Vor-Ort-Ver-

anstaltung in Berlin (14./15.09.2019) terminiert. Um dem ausdrücklichen Wunsch aus der Zivilgesellschaft ent-

gegenzukommen, veröffentlichte das Bundesumweltministerium der Verordnungsentwurf jedoch umgehend 

nach Fertigstellung und läutete damit zugleich eine vorgezogenen Online-Beteiligung (in Form der Online-

Kommentierung) ein. 

Die Online-Beteiligung erfolgte über die Website www.dialog-endlagersicherheit.de. Deren Startseite bot ver-

schiedene Wege für einen direkten Einstieg in die Online-Beteiligung (entweder über die Startseite oder die 

Unterseite „Mitmachen“). Angeboten wurden zwei Formate, entsprechend der Bedürfnisse der beiden großen 

Zielgruppen (Expert*innen und Bürger*innen):

http://www.dialog-endlagersicherheit.de
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Online-Kommentierung

Im Rahmen der Online-Kommentierung konnten angemeldete Nutzer*innen die beiden Artikel des Verord-

nungsentwurfs öffentlich kommentieren. Hierzu konnten sie ihre Anmerkungen wortgenau eintragen und 

wählen, in welche Kategorie diese fallen: Frage, Kommentar oder Verbesserungsvorschlag. Die betreffende 

Textstelle sowie die dazu eingegebene Anmerkung wurden entsprechend für andere Personen sichtbar farblich 

markiert beziehungsweise lesbar. 

Tabelle 5: Übersicht der Online-Kommentierung

Zeitraum 17.07.2019 bis 20.09.2019 (verlängert bis 20.11.2019)

Zielgruppe Expert*innen, Stakeholder, ggf. interessierte Bürger*innen

Abbildung 12: Screenshot der Online-Kommentierung von Artikel 1 und 2 (Übersicht)
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Abbildung 13: Einstieg in das Annotationsverfahren am Beispiel von Artikel 1. Kommentierungen waren jeweils zu den einzelnen  
Abschnitten des Artikels möglich

Abbildung 14: Kurze Erläuterung zum Ablauf der Kommentierung
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Abbildungen 15 und 16: Beispiel für Textkommentierungen (Screenshots)
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Online-Dialog

Ergänzend zu der Online-Kommentierung stand Nutzer*innen zusätzlich die Option offen, sich über einen 

Online-Dialog einzubringen. Für dieses sogenannten „Ideenformat“ wurden für Artikel 1 und 2 des Verord-

nungsentwurfs jeweils zentrale Eckpunkte identifiziert und in Themenfelder zusammengefasst. In einem ersten 

Schritt hielten Teilnehmende noch einmal Informationen zu den Inhalten des jeweiligen Artikels. Danach ge-

langten sie zu den sogenannten „Themenräumen“, die mit den Arbeitsgruppen auf dem Symposium thematisch 

korrespondierten. Hier wurden Teilnehmenden eingeladen, für jedes Thema auf die Frage „Was soll aus Ihrer 

Sicht beachtet werden?“ Anregungen zu geben. 

Ziel war es, auch User*innen ohne fundierte Vor- oder Fachkenntnisse einen einfachen Einstieg in den Dialog 

zu ermöglichen. Eine Registrierung war nicht notwendig („Gast“). 

Tabelle 6: Übersicht des Online-Dialogs

Zeitraum 28.08.2019 bis 20.09.2019

Zielgruppe interessierte Öffentlichkeit

Abbildung 17: Ausschnitt aus dem Online-Dialog zu Artikel 1 (Screenshot)



27

Alle eingehenden Kommentare wurden von der Moderation gelesen und auf mögliche Verletzungen der Dia-

logregeln geprüft. Alle Beiträge wurden an fünf Tagen in der Woche zwischen 8 und 18 Uhr direkt freigeschaltet 

und waren für den User sofort sichtbar. Beiträge, die außerhalb dieser Zeiten auf der Plattform eingespeist 

wurden, sowie alle Beiträge von nicht angemeldeten Nutzenden („Gäste“) wurden stets vor der Freischaltung 

durch die Moderation geprüft. Im Sinne einer neutralen Moderation prüfte diese nicht fachlich oder inhaltlich, 

sondern stellte lediglich eine konstruktive Beteiligungsatmosphäre her, indem sie sicherstellte, dass Hinweise 

und Kommentare keine Beleidigungen und Ähnliches enthielten. 

3.2	 Schriftliche Stellungnahmen

Wie im klassischen Anhörungsverfahren bei einem Verordnungsgebungsverfahren Standard, gab es auch bei die-

ser erstmaligen Verzahnung aus Verbände- mit Öffentlichkeitsbeteiligung die Möglichkeit, schriftliche Stellung-

nahmen einzureichen.7 Hierfür konnten Stellungnahmen als PDF-Dokumente per E-Mail eingereicht werden. 

Diese Stellungnahmen wurden in der Regel auf der Website www.dialog-endlagersicherheit.de veröffentlicht. 

Abbildung 18: Eingereichte und veröffentlichte Stellungnahmen (Ausschnitt der Zusammenstellung, Screenshot)

7 Einreichungen per E-Mail möglich; Erläuterung des Prozederes war Dialogplattform zu entnehmen

http://www.dialog-endlagersicherheit.de


3.3	 Vor Ort: das Symposium

Das Symposium bildete das Herzstück der Öffentlichkeitsbeteiligung: Am 14. und 15. September 2019 lud das 

Bundesumweltministerium neben offiziellen Vertreter*innen auch interessierte Bürger*innen zur Tagung 

„Symposium zur Endlagersicherheit“ in das Tagungswerk in Berlin-Kreuzberg ein. Die Teilnahme war kosten-

frei und für jeden Interessierten nach Voranmeldung möglich. 

Auf dieser sich über zwei halbe Tage erstreckenden Veranstaltung wurde der Verordnungsentwurf öffentlich 

vom zuständigen Referat des Bundesumweltministeriums präsentiert. Zugleich konnten Stellungnahmen vor-

getragen werden. Anschließend wurde in thematischen Arbeitsgruppen intensiv informiert, diskutiert und 

somit der Verordnungsentwurf gemeinsam weiterentwickelt. Die bis dahin in einer Zwischenauswertung ge-

wonnenen Ergebnisse aus der laufenden Öffentlichkeitsbeteiligung sind hierbei eingeflossen. 

Für den Ablauf des Symposiums bot es sich an, je einen Tagungstag pro Artikel auszurichten. Das heißt, in zwei 

identisch aufgebauten Programmblöcken wurden die Artikel-Entwürfe getrennt voneinander behandelt. 

Tabelle 4: Programm des Symposiums am Samstag, den 14. September 2019, Tag 1

Uhrzeit Programmpunkt

13:00 Beginn und Einführung

14:00 Präsentation der Stellungnahmen

15:30 Thematische Arbeitsgruppen (je 2 zeitlich parallel)

AG 1: Langzeitsicherheit
AG 2: Erkundung und Planung (Sicherheitskonzept, Optimierung …)

anschließend:
AG 3: Rückholbarkeit und Bergung: schwach- und mittelradioaktive Abfälle
AG 4: Errichtung, Betrieb und Stilllegung; Überwachung

17:30 Podiumsdiskussion (Fishbowl)8

18:30 Ende

8 Angewandte Methode der Diskussionsführung, bei der jeder Teilnehmende aus dem Publikum während der 
Diskussion auf dem Podium Platz nehmen und mitdiskutieren durfte bis er vom nächsten Teilnehmenden ab-
gelöst wurde. Vorgegeben war lediglich eine Reservierung der Stühle für bestimmte Gruppen (Bundesumwelt-
ministerium, Fachexperte, Nationales Begleitgremium, Jugendliche, Teilnehmende*r aus dem Publikum) 

28
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Tabelle 5: Programm des Symposiums am Sonntag, den 15. September 2019, Tag 2

Uhrzeit Programmpunkt

9:00 Beginn und Einführung

9:40 Präsentation der Stellungnahmen

11:00 Thematische Arbeitsgruppen (je 2 zeitlich parallel)

AG 5: Allgemeiner Ablauf einer vorläufigen Sicherheitsuntersuchung
AG 6: Umgang mit Ungewissheiten

anschließend:
AG 7: Besonderheiten bei repräsentativen vorläufigen Sicherheitsuntersuchungen (Phase 1)
AG 8: Vorgehen zur Dosisabschätzung

13:00 Podiumsdiskussion (Fishbowl)

14:00 Ende

In den Arbeitsgruppen als Arenen der Diskussion konnten sich die Teilnehmenden unmittelbar mit Vertretern 

des zuständigen Referates des Bundesumweltministeriums sowie Experten wie Prof. Dr. Klaus-Jürgen Röhlig von 

der Technischen Universität Clausthal, der den Verordnungsentwurf maßgeblich mit verfasst hat, und Vertretern 

der Bundesgesellschaft für Endlagerung (BGE) austauschen. Zudem kam jeweils eine*m Vertreter*in des Öko-In-

stituts pro Arbeitsgruppe die neutrale und rein berichtende Funktion zu. Diese*r speiste zu Beginn jeder AG-Sit-

zung Ergebnisse aus einer ersten Zwischenauswertung der bisherigen Beteiligung zu dem jeweils zur Diskussion 

stehenden Abschnitt des Verordnungsentwurfes ein. 
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